
Vorstellungen der kandidierenden Parteien und zu den Folgen der Re­
gierungsübernahme durch die eine oder andere Partei eindeutig SteI­
lung zu nehmen. Dabei muß der Bundesverband gewährleisten, daß in­
nerhalb des SLH eine Koordination zustande kommt. 

(5) In einer parlamentarischen Demokratie benötigt der SLH zur Durchset­
zung seiner Zielvorstellungen auch die Zusammenarbeit mit den politi­
schen Parteien. Ansatzpunkte für diese Zusammenarbeit gibt es dafür in 
allen im Bundestag vertretenen Parteien, da diese in der Regel auf dem 
komplexen Gebiet der Bildungspolitik über kein einheitliches und ge­
schlossenes Konzept verfügen. 

;(6) In der praktischen Politik der vergangenen Jahre hat es sich jedoch ge­
. zeigt, daß sich die vom SLH selbständig entwickelten Konzepte in weit­

aus stärkerem Maße mit den Koalitionsparteien SPD und FDP als mit der 
CDU/CSU durchsetzen ließen. 

Deshalb sieht der SLH auch für die bevorstehenden Bundestagswahlen in 
einer Koalition von SPD und FDP die angemessenste Möglichkeit, Zielvor­
stellungen des Sozialliberalismus schrittweise zu verwirklichen. 

7. Zur' Finanzierung von Reformmaßnahmen 
beschlossen im Juni 1973 in Mainz 

(1) Die Verbesserung der sozialen Lage der Studenten, die Beseitigung der 
materiellen Misere, der Abbau des Numerus clausus und die notwen­
dige Bildungsreform erfordern jetzt und in Zukunft eine erhebliche Aus­
weitung der für den Bildungsbereich bereitzustellenden Mittel. Der SLH 
lehnt daher die vom Finanzplanungsrat beschlossene Beschränkung 
der Bildungsausgaben von Bund und Ländern bis 1975 auf 53,6 Mrd. 
DM ab und fordert eine Revision dieses Beschlusses. 

(2) Der SLH ist der Ansicht, daß die notwendigen Mittel nicht nur durch ein­
fache Umschichtungen in den öffentlichen Haushalten beschafft wer­
den können, sondern daß zur Erfüllung dieser Aufgaben der Anteil der 
staatlichen Haushalte am Bruttosozialprodukt gegenüber privatem Kon­
sum und privaten Investitionen ausgeweitet werden muß. Der SLH for­
dert dafür u. a. eine stärkere Belastung der höheren Einkommen, der 
Gewinne und der Erbschaften .. 

(3) Allerdings ist der Wille zu einer strukturellen und inhaltlichen Reform 
des Bildungswesens keineswegs nur abhängig von Möglichkeiten der 
Finanzierung, sondern im wesentlichen auch bestimmt vom politischen 
Bewußtsein in Hochschule und Gesellschaft. 
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Der SLH sieht in einer Außenpolitik, die auf Entspannung, Abrüstung und 
soziale Gerechtigkeit ausgerichtet ist, die einzige Möglichkeit zur Verhin­
derung von kriegerischen Auseinandersetzungen. Der SLH geht dabei von 
folgenden Prinzipien aus: 

- Verzicht von Gewaltanwendung bei Lösung von Konflikten; 
- Respektierung des Selbstbestimmungsrechts aller Völker; 
- Erhaltung und Erkämpfung liberaler Freiheitsrechte; 
- Unterstützung einer gerechten Sozialordnung; 
- Verzicht auf jegliches Interventionsrecht zweiter oder dritter Staaten. 

Der SLH begrüßt daher die Gespräche über einen gegenseitigen, ausge­
wogenen Truppenabbau sowie die Konferenz für Sicherheit und Zusam­
menarbeit in Europa. 

Abrüstung heißt für den SLH nicht nur Umorganisation und Verminderung 
des militärischen Potentials, sondern auch Verlagerung der Mittel zur um­
fassenden Steigerung der Lebensqualität. Deshalb ist der SLH der Ansicht, 
daß die bei einem erfolgreichen Abschluß dieser Verhandlungen freiwer­
denden und bisher für die Rüstungsausgaben verwendeten Mittel insbe­
sondere dem Bildungsbereich zugute kommen sollen! 

8. Zum Radikalenerlaß 
beschlossen im Februar 1976 in Köln 

Angesichts der derzeitigen Lage an den Hochschulen unseres Landes 
kann der Radikalenerlaß nicht länger hingenommen werden. Die Überprü­
fung von bisher über 500.000 Bewerbern in ihrer jetzigen Form stellt nicht 
nur für diese eine unzumutbare Beeinträchtigung ihrer Privatsphäre dar, 
sondern hat auch weitergehende Auswirkungen auf gesellschaftliche Teil­
bereiche, insbesondere das Bildungswesen. Ziel von Bildung und Ausbil­
dung ist primär die Veränderung der bestehenden Zustände; das läßt sich 
jedoch nur erreichen über die kritische und permanente Auseinanderset­
zung mit bestehenden Denksystemen. 

In der innenpolitisch aufgeheizten Auseinandersetzung um den Terroris­
mus wurde durch die Ministerpräsidenten der Länder mit dem Radikalener­
laß eine Entscheidung festgelegt, die sich nun für die Entwicklung einer 
sozialen Demokratie als äußerst schädlich und hinderlich erweist. Die Of­
fenheit des demokratischen Entwicklungsprozesses wird durch diesen Er­
laß als solchen, nicht so sehr durch seine bedenkliche Durchführung 
(Stichwort Gesinnungsschnüffelei) gefährdet. 

Deshalb ist es für den SLH eine Selbstverständlichkeit, zusammen mit an­
deren liberalen und sozialen Demokraten auf die Gefährdung, die von die­
sem Erlaß ausgeht, immer wieder hinzuweisen. 

Der SLH kann nach einem über mehrere Semester andauernden Diskus­
sionsprozeß nur feststellen, daß der Radikalenerlaß ein gänzlich ungeeig­
netes Mittel zur Fernhaltung von wirklichen Radikalen aus dem öffentlichen 
Dienst darstellt. 
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